
Ein bisschen Einschluss gibt es nicht!
von Michael Lindenberg und Tilman Lutz

Im April 2014 hat der Landesjugend-
hilfeausschuss mit seinem Beschluss
„Vorschläge zu Maßnahmen für beson-
ders ‚schwierige‘ Kinder und Jugendli-
che in Erziehungshilfen“ nicht zuletzt in
Folge der „Vorfälle im Zusammenhang
mit der ‚Haasenburg‘“ (ebd.: 1) öffent-
lich Stellung zur Geschlossenen Unter-
bringung (GU) bezogen. Diesen Be-
schluss kommentieren wir im Folgen-
den aus zwei Gründen kritisch:

Erstens vor dem Hintergrund der derzei-
tigen Doppelstrategie der Hamburger
Jugendhilfepolitik: Diese ist dadurch
gekennzeichnet, dass parallel zur Pla-
nung einer neuen GU (BASFI 2014),
die von zwei Gesellschaften gemeinsam
betrieben werden soll (1), mit der „Ko-
ordinierungsstelle individuelle Unter-
bringung“ zugleich die Suche nach und
die Entwicklung von alternativen Ange-
boten für ca. 15 junge Menschen (ebd.
und taz 30.05.2014) unter dem Dach des
Paritätischen Wohlfahrtsverbandes in-
stitutionalisiert wurde.

Zweitens ist uns daran gelegen, einer
Wiederholung des Verdämmerns der
notwendigen politischen und fachpoliti-
schen Diskussion entgegenzusteuern,
wie es nach der Schließung der ehemali-
gen Geschlossenen Unterbringung Feu-
erbergstraße im Jahr 2008 geschehen ist.
„Aus den Augen, aus dem Sinn?“ (Lin-
denberg 2013) sollte sich nicht wieder-
holen. Mit der Schließung der Haasen-
burg wurde zwar ein wichtiger Schritt
für die jungen Menschen getan, doch
vergleichbare Praxen existieren weiter-
hin (vgl. Lindenberg & Prieß im letzten
Heft).

Zweifellos sind die nachdenklichen, ja
kritischen Töne gegenüber freiheitsent-
ziehenden Maßnahmen in der Stellung-
nahme des Landesjugendhilfeausschus-
ses unüberhörbar. So wird u.a. hervor-
gehoben, dass „erzieherische Motive al-
lein“ keine Freiheitsentziehung recht-
fertigen (LJHA 2014: 1) und auf die Re-

gelungen der UN-Kinderrechtskonven-
tion (insbes. Art 37) verwiesen. Daran
anschließend wird jedoch der Ein-
schluss als Hilfe zur Erziehung als ulti-
ma ratio für legitim erklärt, weil „nach §
1631 BGB die Geschlossene Unterbrin-
gung unter bestimmten Voraussetzun-
gen möglich ist“ (ebd.: 2). Juristisch ist

das zutreffend, doch in der kritischen
fachlichen Debatte in der Jugendhilfe
wird immer wieder auf die Problematik
der unbestimmten Rechtsbegriffe des §
1631b BGB sowie auf dessen Verhältnis
zu den Hilfen und Maßnahmen nach
dem SGB VIII hingewiesen. Dieses Ge-
setz sieht nun einmal die Freiheitsent-
ziehung als Hilfemaßnahme nicht vor
(2).

Vor diesem Hintergrund stützen insbe-
sondere die „Vorschläge zu Maßnah-
men für besonders ‚schwierige‘ Kinder
und Jugendliche in den Erziehungshil-
fen“ des Landesjugendhilfeausschusses

(2014:2) die oben genannte politische
Doppelstrategie, zu der eben auch die
Geschlossene Unterbringung mit einer
eigenen Einrichtung gehört. Diese argu-
mentative Unterstützung wird an fol-
genden zwei Punkten deutlich.

Erstens: Die Idee der geschlossenen
Unterbringung als ultima ratio, wie
vom Landesjugendhilfeausschuss ge-
fordert, reflektiert die herrschende
Hamburger Jugendhilfepolitik. Das än-
dert sich auch dadurch nicht, dass mit
Blick auf die Kinderrechtskonvention
eine zeitlich klar begrenzte und scharf
kontrollierte Unterbringung gefordert
wird – im Grunde eine Selbstverständ-
lichkeit. Die hinter dieser Argumentati-
on liegende Haltung kann vielleicht so
charakterisiert werden: „Eigentlich leh-
nen wir die Geschlossene Unterbrin-
gung ab, als letztes Mittel akzeptieren
wir das Einsperren dann aber doch“.
Damit wird einer prinzipiellen Legiti-
mation des Einschlusses von Kindern
und Jugendlichen zu deren Wohl das
Wort geredet. Diese Haltung steht im
Gegensatz zu der vom Landesjugend-
hilfeausschuss ebenfalls formulierten
Kritik am Einschluss von jungen Men-
schen und berücksichtigt weder die em-
pirischen und analytischen noch die
fachlich fundierten Kritiken an der Pra-
xis des Freiheitsentzuges als Hilfe zur
Erziehung (vgl. ausf. AG der IGFH
2013). Aus dieser breit geäußerten Kri-
tik wollen wir neben dem Verweis auf
die Wirkungsweisen totaler Institutio-
nen (Goffman 1973) insbesondere die
Folgen der Existenz von geschlossenen
Plätzen für das gesamte Jugendhilfe-
system hervorheben. Neben der auch in
der Studie des DJI (Hoops / Permien
2006: 51) nachgewiesenen Sogwir-
kung – wenn es geschlossene Plätze
gibt, werden diese auch belegt – beein-
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flusst die Verfügbarkeit von geschlos-
senen Einrichtungen unabhängig von
der Platzzahl und Unterbringungsdauer
„die Wahrnehmung der Hilfemöglich-
keiten der Jugendhilfe durch die Ju-
gendlichen insgesamt“ (AG der IGFH
2013: 26) ebenso massiv wie das Den-
ken und Handeln der professionellen
Akteure in der Jugendhilfe. Ein bedeut-
sames Beispiel sind die in stationären
wie ambulanten Praxen der Jugendhilfe
in unterschiedlichen Variationen zu-
nehmend selbstverständlichen Phasen-
und Stufenmodelle, die auf einfachen,
behaviouristischen Konzepten fußen
(vgl. Lindenberg & Prieß im letzten
Heft) (3). „[B]einahe alle geschlosse-
nen Einrichtungen [arbeiten] mit Stu-
fenplänen, um Konsequenzen von
Fehl- wie auch erwünschtem Verhalten
sichtbar werden zu lassen (meist über
den Gewinn bzw. Verlust von Privile-
gien)“ (Oelkers u.a., 2013: 168).

Zweitens: Der Titel des Beschlusses
„Vorschläge zu Maßnahmen für beson-
ders ‚schwierige‘ Kinder und Jugendli-
che in Erziehungshilfen“ folgt trotz der
Anführungszeichen der vorgängigen
Setzung der Existenz einer Gruppe von
besonders schwierigen Kinder und Ju-
gendlichen. Damit wird der zentralen,
bundesweit vorherrschenden Begrün-
dungsstrategie für Geschlossene Unter-
bringung gefolgt. Doch durch ihre Wie-
derholung wird diese Begründung nicht
besser. Diese ist, und dies zeigen alle
Studien, ganz und gar irreführend. Die
Daten zeigen vielmehr, dass sich diese
jungen Menschen und ihre „besonderen
Schwierigkeiten“ nicht von denen der
Kinder und Jugendlichen in offenen
Einrichtungen der Erziehungshilfen un-
terscheiden. So sind „die Indikationen
für freiheitsentziehende Maßnahmen in
der Jugendhilfe oft unklar und daher
willkürlich“ (Oelkers u.a., 2013: 162).
Die Gemeinsamkeit liegt auf einer ganz
anderen Ebene, die mit der Unterschei-
dung von „schwierig“ und „nicht oder
weniger schwierig“ überhaupt nicht ge-
griffen werden kann, nämlich darin,
dass die Angebote der Jugendhilfe bei

den Insassen von geschlossenen Ein-
richtungen gescheitert sind.

Die Position im Beschluss des Landes-
jugendhilfeausschusses, Geschlossene
Unterbringung als ultima ratio, als aller-
letzte Möglichkeit, doch zu akzeptieren,

ist unklar und inkonsequent. Daran än-
dern auch das Ringen um einen Stand-
punkt in einer für alle Beteiligten
schwierigen Diskussion und all die ge-
nannten Begrenzungen, Anforderungen
und Kontrollen nichts.

Ein bisschen Einschluss gibt es nicht.
Und das Kinder- und Jugendhilfegesetz
hat ihn auch nicht vorgesehen. Das Ge-
setz zielt im Gegenteil darauf, geeignete
Unterstützungsmaßnahmen und Set-
tings für jede_n Einzelne_n jungen
Menschen zu entwickeln – ohne Frei-
heitsentzug (vgl. Häbel 2013).

„Nicht der junge Mensch muss sich
nahtlos in Strukturen einpassen, sondern
die Strukturen müssen sich den Proble-
men und Bedürfnissen der jungen Men-
schen anpassen. Das ist eines der Cre-
dos, die das SGB VIII zu einem so wert-
vollen Gesetz machen“ (Igel 2010).
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Anmerkungen:

1) Laut tageszeitung (30.05.2014), sollen
diese Gesellschaften Ende Mai bereits in

der „in der finalen Entscheidungsphase
über ein geeignetes Gebäude an einem
geeigneten Standort“ gewesen sein –
ohne dass dies eine hörbare Diskussion
in Politik und Öffentlichkeit ausgelöst
hätte.

2) Dazu grundlegend und systematisch:
Häbel (2013).

3) Gegen diese Entwicklung richtet sich ein
aktueller Aufruf des Arbeitskreises Kri-

tische Soziale Arbeit Hamburg : „Dres-
sur zur Mündigkeit? Für die Verwirkli-
chung der UN Kinderrechts-Konvention
statt Überwachen und Erniedrigen in den
Grauzonen der Hilfen zur Erziehung!“

(Quelle: https://akshamburg.files.word-
press.com/2014/07/stufenvollzug-
dressur-aks-hamburg-juli-2014.pdf)
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Im amerikanischen Original erschien dieser Artikel am 24. August 2014 im Review Journal in Las Vegas/USA. Timm
Kunstreich übersetzte ihn für uns ins Deutsche.

Unterbringungsgrund: Armut
Das „Rettungshaus“ für Kinder in Las Vegas

von Leroy Pelton

In Child Haven (Zufluchtsort für Kin-
der) gibt es einen alarmierenden Anstieg
von Kindern, die über Nacht aufgenom-
men werden müssen. Child Haven ist
das Notaufnahmeheim, das von dem
Department of Family Services (DFS –
vergleichbar den ASD in Deutschland)
des Clarke County (Regierungsbezirk,
in dem Las Vegas liegt) betrieben wird.
Im Januar 2013 betrug die durchschnitt-
liche tägliche Belegung 19,7 Personen.
Im Januar 2014 waren es schon 33,5 und
im Juni schließlich 60,6. Es gibt Berich-
te, dass an einem bestimmten Tag im
April die Anzahl mehr als 80 betrug und
sogar mehr als 90 an einem Tag im Juli.
Trotz aller Fluktuation während dieser
Zeit ist klar, dass das zu viele sind.

Man muss diese Zahlen in einem größe-
ren Zusammenhang sehen. 2006 war

eine tägliche Belegung von weit über
100 Kindern ganz gewöhnlich und eine
Zählung ergab sogar 230 Kids pro Tag.
Seit Sommer jenes Jahres, kurz nach-
dem Tom Morton Direktor des Depart-
ments wurde, ging die Child Haven Be-
legung kontinuierlich zurück. Im Monat
Dezember 2009 lag die Tagesdurch-
schnittsbelegung bei 11,5 Kindern. Im
Februar 2010 wurde sie sogar auf 2,5
heruntergedrückt. Im August 2011, als
Morton zurücktrat, waren es 13,5. Die-
ses Niveau konnte im Großen und Gan-
zen gehalten werden. Aber jetzt müssen
wir befürchten, dass Child Haven wie-
der als „Schuttablageplatz“ und als „Lö-
sung“ für alle möglichen Probleme her-
halten muss, wenn die Polizei oder das
DFS losgehen, um eine Familie zu un-
tersuchen. Es ist schon lange bekannt,
dass große institutionelle Settings – was

das Child Haven nun wieder wird – in
den meisten Fällen als untauglicher Er-
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